
 
 

 

 

Satzung 

der 

CropEnergies AG 

 

 

I. 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Firma, Sitz und Dauer 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet CropEnergies AG. 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Mannheim. 

(3) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und die Verwal-
tung von Beteiligungen an sowie die Gründung von anderen Unternehmen, die un-
mittelbar oder mittelbar in den Bereichen der Herstellung und des Vertriebs von 
Ethanol (Ethylalkohol) und dessen Folgeprodukten sowie weiteren Produkten, die 
aus erneuerbaren Rohstoffen, insbesondere agrarischer und nicht-agrarischer Bio-
masse, erzeugt werden, einschließlich der Erzeugung und des Vertriebs von Neben-
produkten sowie Energie aus erneuerbaren Quellen tätig sind. Die Gesellschaft kann 
in den vorbezeichneten Bereichen auch selbst tätig werden. 

(2) Die Gesellschaft kann die Geschäftsleitung ihrer Beteiligungsunternehmen 
sowie innerhalb der CropEnergies-Gruppe zentralisierte operative Aufgaben über-
nehmen, Management-, Verwaltungs- und Organisationsleistungen erbringen, den 
Zahlungsverkehr zwischen den Gesellschaften der CropEnergies-Gruppe besorgen, 
soweit dies nach dem Kreditwesengesetz erlaubnisfrei durchgeführt werden kann, 
und die Geschäftspolitik und die Finanzierung der Beteiligungsunternehmen koordi-
nieren.  

(3) Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gesellschaftszweck 
unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie darf auch Zweigniederlas-
sungen und Betriebsstätten im In- und Ausland errichten. Die Gesellschaft darf Ge-
sellschaften, an denen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, Bürgschaften oder 
Kredite gewähren und deren Verbindlichkeiten übernehmen. 
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§ 3 
Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. Die Über-
mittlung von Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere im Wege der 
Datenfernübertragung ist zulässig. 

 

II. 
Grundkapital und Aktien 

§ 4 
Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 87.250.000,00 € (in Worten: Eu-
ro siebenundachtzig Millionen zweihundertfünfzig Tausend).  

(2) Es ist eingeteilt in 87.250.000 auf den Inhaber lautende nennwertlose 
Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von je 1,00 €. 

(3)  Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 13. 
Juli 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inha-
ber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ganz oder in Teilbe-
trägen, einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 15.000.000,00 € zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2020). Bei Aktienausgaben gegen Sacheinlagen ist der Vor-
stand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichts-
rats auszuschließen zur Gewährung von Aktien im Zusammenhang mit (i) Unter-
nehmenszusammenschlüssen, (ii) dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-
teilen oder Unternehmensbeteiligungen (einschließlich der Aufstockung bestehen-
der Unternehmensbeteiligungen) oder von anderen mit einem Akquisitionsvorha-
ben im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern oder (iii) dem Erwerb sonsti-
ger Vermögensgegenstände (einschließlich Forderungen Dritter gegen die Gesell-
schaft oder mit ihr verbundene Unternehmen). 

 

Wird das Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Aktionären grundsätzlich 
ein Bezugsrecht zu gewähren. Die Aktien können auch von einem oder mehreren 
Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft 
zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag den Börsen-
preis von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgülti-
gen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Diese Er-
mächtigung gilt nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegebenen Aktien insgesamt 
10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung die-
ser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals sind Aktien 
anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
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Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben oder veräußert werden und/oder (ii) zur Bedie-
nung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten aus 
Wandel-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrechten aus-
gegeben werden bzw. ausgegeben werden können, sofern die vorgenannten 
Schuldverschreibungen oder Genussrechte  während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre von der Gesellschaft oder einem mit 
ihr verbundenen Unternehmen ausgegeben werden.  
 
Der Vorstand ist zudem ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um Inhabern 
von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten 
ausgestatteten Wandel-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen oder Ge-
nussrechten, die von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unterneh-
men ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wand-
lungspflichten zustehen würde. 
 
Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbe-
träge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 
 
Die vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts sind unab-
hängig voneinander erteilt.  
 
Weiterhin ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den wei-
teren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Um-
fang der jeweiligen Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020 zu än-
dern. 

§ 5 
Inhaberaktien, Aktienurkunden 

(1) Die Aktien werden als Inhaberaktien ausgegeben.  

(2) Die Form und den Inhalt von Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und 
Erneuerungsscheinen setzt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest. 
Das gleiche gilt für Schuldverschreibungen, Zinsscheine und andere von der Ge-
sellschaft ausgegebene Wertpapiere. 

(3) Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlos-
sen, soweit dies gesetzlich zulässig und nicht eine Verbriefung nach den Regeln 
einer Börse erforderlich ist, an der die Aktie zugelassen ist. Die Gesellschaft ist 
berechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die einzelne Aktien (Einzelaktien) oder 
mehrere Aktien (Sammelaktien) verkörpern. 

(4) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung abweichend von 
§ 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden. 
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III. 
Der Vorstand 

§ 6 
Zusammensetzung und Geschäftsordnung 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei Personen. Der Aufsichtsrat be-
stimmt die Zahl der Mitglieder des Vorstands. Er kann einen Vorsitzenden des 
Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. 

(2) Die Beschlüsse des Vorstands werden, soweit die Satzung oder die Ge-
schäftsordnung des Vorstands nicht etwas anderes vorsehen, mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefasst. 

(3) Der Aufsichtsrat erlässt für den Vorstand eine Geschäftsordnung und legt 
hierin insbesondere auch Geschäfte fest, zu deren Vornahme die Zustimmung des 
Aufsichtsrats erforderlich ist. 

§ 7 
Vertretung der Gesellschaft 

Die Gesellschaft wird gemeinsam durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein 
Vorstandsmitglied zusammen mit einem Prokuristen vertreten. 

 

IV. 
Der Aufsichtsrat 

§ 8 
Zusammensetzung, Amtsdauer 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. 

(2) Die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt für die Zeit bis zur Be-
endigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäfts-
jahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Geschäfts jahr, 
in welchem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann 
eine kürzere Amtszeit bestimmen. Eine Wiederwahl ist möglich. 

(3) Die Hauptversammlung kann für die von ihr zu wählenden Aufsichtsrats-
mitglieder Ersatzmitglieder bestellen, die nach näherer Bestimmung durch die 
Hauptversammlung Mitglieder des Aufsichtsrats werden, wenn Aufsichtsratsmit-
glieder vorzeitig aus dem Aufsichtsrat ausscheiden. Sofern auf der nächsten 
Hauptversammlung, die nach Amtsantritt des Ersatzmitglieds stattfindet, eine Er-
satzwahl vorgenommen wird, erlischt das Aufsichtsratsamt des Ersatzmitglieds 
mit Beendigung dieser Hauptversammlung. Wird auf der Hauptversammlung kei-
ne Ersatzwahl vorgenommen, so verlängert sich die Amtszeit des Ersatzmitglieds 
bis zum Ende der Amtszeit des vorzeitig ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 
Ersatzwahlen erfolgen für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds, 
sofern die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend be-
stimmt. 
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§ 9 
Amtsniederlegung 

Jedes Aufsichtsratsmitglied und Ersatzmitglied kann sein Amt auch ohne wichti-
gen Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber der Gesellschaft, vertreten 
durch den Vorstand, unter Einhaltung einer Frist von einem Monat niederlegen. 
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats – oder im Falle einer Amtsniederlegung durch 
den Vorsitzenden sein Stellvertreter – kann einer Verkürzung der Frist oder einem 
Verzicht auf die Wahrung der Frist zustimmen. 

§ 10 
Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die ordentliche Hauptversammlung, 
mit deren Beendigung die Amtszeit der von der Hauptversammlung gewählten 
Mitglieder beginnt, in einer Sitzung, zu der es einer besonderen Einladung nicht 
bedarf, aus seiner Mitte für die Dauer seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und ei-
nen stellvertretenden Vorsitzenden. 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt 
aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit 
des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

(3) Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden namens 
des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden oder, im Falle seiner Verhinderung, durch 
dessen Stellvertreter abgegeben.  

(4) Sind der Vorsitzende und sein Stellvertreter an der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben verhindert, so hat diese Aufgaben für die Dauer der Verhinderung das an Le-
bensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied zu übernehmen. 

§ 11 
Ausschüsse, Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

(1) Der Aufsichtsrat ist befugt, aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüs-
se zu bestellen. Den Ausschüssen können – soweit gesetzlich zulässig – auch Be-
fugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden.  

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle seiner Verhinderung, sein 
Stellvertreter berufen die Sitzungen des Aufsichtsrats ein und bestimmen den Ta-
gungsort. Die Einladung erfolgt in schriftlicher Form oder in Textform (z. B. Telefax 
oder E-Mail) an die dem Vorstand zuletzt bekannt gegebene Anschrift. In dringen-
den Fällen kann der Vorsitzende auch fernmündlich einladen. Beschlüsse des 
Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse können auch ohne Einberufung einer Sitzung 
im Wege schriftlicher, telegraphischer, fernmündlicher oder elektronischer Ab-
stimmung gefasst werden, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein 
Stellvertreter dies anordnet. 

(3) Die Einladung soll unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen erfolgen 
und die einzelnen Punkte der Tagesordnung angeben. In dringenden Fällen kann 
die Einberufungsfrist abgekürzt werden. Die Arbeitsunterlagen sollen dem Auf-
sichtsrat rechtzeitig, nach Möglichkeit zusammen mit der Einladung zur Sitzung, 
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zugesandt werden. Für die Berechnung der vorstehend angegebenen Frist ist je-
weils die Absendung der Einladung oder Ankündigung maßgebend, wobei der Tag 
der Absendung der Einladung oder Ankündigung und der Tag der Sitzung nicht 
mitgerechnet werden. 

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglie-
der, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. 
Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der 
Abstimmung der Stimme enthält. 

(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz nicht zwingend 
etwas anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
fasst. Dies gilt auch für Wahlen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden des Aufsichtsrates. 

(6) Der Aufsichtsrat und die Ausschüsse können sich bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben der Unterstützung sachverständiger Personen bedienen. Sie kön-
nen zu ihren Sitzungen Sachverständige und Auskunftspersonen zur Beratung 
über einzelne Gegenstände hinzuziehen. 

§ 12 

Vergütung 

(1)  Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben dem Ersatz seiner baren Ausla-
gen und seiner ihm für die Aufsichtsratstätigkeit zur Last fallenden Umsatzsteuer ei-
ne feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung von 30.000,00 € so-
wie eine variable Vergütung von 1.000,00 € für je angefangene 0,01 € ausgeschütte-
te Dividende auf die Stückaktie, die 0,20 € übersteigt. Bei der Berechnung der Ver-
gütung werden steuerlich begründete Sonderdividenden nicht berücksichtigt.  

(2)  Der Vorsitzende erhält das Doppelte und dessen Stellvertreter das Andert-
halbfache dieser Vergütungen. Sollte aufgrund der Geschäftsordnung des Aufsichts-
rats ein Präsidium gewählt werden, so erhalten Mitglieder des Präsidiums, die dem 
Aufsichtsrat nicht als Vorsitzender oder stellvertretender Vorsitzender angehören, 
ebenfalls das Anderthalbfache dieser Vergütungen. 

(3)  Die Beträge nach Absatz 1 erhöhen sich um 50 % je Mitgliedschaft im Prü-
fungsausschuss des Aufsichtsrats; für den Vorsitz im Prüfungsausschuss beträgt der 
Erhöhungssatz 75 %. Für die Mitgliedschaft in einem anderen Ausschuss des Auf-
sichtsrats erhöhen sich die Beträge nach Absatz 1 um 25 % je Mitgliedschaft bzw. 
um 50 %; je Ausschussvorsitz. Dies setzt voraus, dass der jeweilige Ausschuss im 
Geschäftsjahr getagt hat. Ausgenommen von dieser Vergütungsregelung ist die Mit-
gliedschaft im Präsidium. 

(4)  Veränderungen im Aufsichtsrat und/oder seinen Ausschüssen werden bei der 
Vergütung im Verhältnis der Amtsdauer berücksichtigt, dabei erfolgt eine Auf- oder 
Abrundung auf volle Monate. 
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V. 
Hauptversammlung 

§ 13 
Ort und Einberufung 

(1) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich 
vorgeschriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. Sie findet nach Wahl 
des einberufenden Organs am Sitz der Gesellschaft, am Sitz einer deutschen 
Wertpapierbörse oder in einer deutschen Stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern 
statt. 

(2) Die Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich nichts Abweichendes be-
stimmt ist, mindestens 30 Tage vor dem Tag der Versammlung einzuberufen. Die 
Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist (vgl. § 15 Abs. 1). 

§ 14 
Ordentliche Hauptversammlung 

Die Hauptversammlung, die über die Entlastung des Vorstands und Aufsichtsrats, 
die Gewinnverwendung, die Wahl des Abschlussprüfers und – soweit erforderlich 
– über die Feststellung des Jahresabschlusses und die Billigung des Konzernab-
schlusses beschließt (ordentliche Hauptversammlung), findet innerhalb der ersten 
acht Monate eines Geschäftsjahres statt. 

§ 15 
Teilnahme an/Übertragung der Hauptversammlung 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung 
anmelden und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Die Anmeldung und der Nachweis der Be-
rechtigung müssen der Gesellschaft unter der in der Einberufung mitgeteilten Adres-
se mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung (Anmeldefrist) zugehen. In 
der Einberufung der Hauptversammlung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessen-
de Anmeldefrist vorgesehen werden. 

(2) Zum Nachweis der Berechtigung nach Absatz (1) reicht eine in Textform und 
in deutscher oder englischer Sprache erstellte Bescheinigung des depotführenden 
Instituts über den Anteilsbesitz aus. Die Bescheinigung hat sich auf den Beginn des 
21. Tages vor der Versammlung zu beziehen. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, die teilweise oder vollständige Übertragung der 
Hauptversammlung in Ton und Bild in einer von ihm näher zu bestimmenden Wei-
se zuzulassen. 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptver-
sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten 
teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 
elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand 
ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Online-
Teilnahme zu treffen. Eine etwaige Nutzung des Verfahrens gemäß Satz 1 sowie 
die dazu getroffenen Bestimmungen gemäß Satz 2 sind jeweils mit der Einberu-
fung der Hauptversammlung bekannt zu machen. 
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(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch 
ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektroni-
scher Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermäch-
tigt, Bestimmungen zum Verfahren der Briefwahl zu treffen. Eine etwaige Nutzung 
des Verfahrens gemäß Satz 1 sowie die dazu getroffenen Bestimmungen gemäß 
Satz 2 sind jeweils mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu ma-
chen. 

(6)  Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Haupt-
versammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die Ermächtigung 
gilt für einen Zeitraum von drei Jahren nach Eintragung der Ergänzung von § 15 
durch diesen Absatz 6 in das Handelsregister. Der Vorstand ist auch ermächtigt, 
Bestimmungen zum Verfahren der virtuellen Hauptversammlung zu treffen. Diese 
Bestimmungen sind jeweils mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 
zu machen. 

(7) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptver-
sammlung persönlich teilnehmen. Aufsichtsratsmitglieder können in Abstimmung 
mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden auch im Wege der Bild- und Tonübertragung 
teilnehmen, wenn sie aus wichtigem Grund an der Teilnahme gehindert sind oder 
die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. 

§ 16 
Stimmrecht 

(1) Jede Aktie gewährt eine Stimme. 

(2) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Ertei-
lung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegen-
über der Gesellschaft bedürfen der Textform. Die Einzelheiten für die Erteilung 
dieser Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesell-
schaft werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht, in 
der auch eine Erleichterung bestimmt werden kann. § 135 AktG bleibt unberührt. 

 

§ 17 
Vorsitz in der Hauptversammlung 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichts-
rats, im Falle seiner Verhinderung ein vom Vorsitzenden bestimmtes Aufsichts-
ratsmitglied. Ist kein Aufsichtsratsmitglied vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats be-
stimmt oder auch dieses Mitglied verhindert, so bestimmen die Mitglieder des Auf-
sichtsrats aus ihrer Mitte den Vorsitzenden. 

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen, regelt den Ablauf der Hauptver-
sammlung, insbesondere die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände sowie 
die Art und Form der Abstimmung. 

(3) Der Vorsitzende ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht des Aktionärs 
zeitlich angemessen zu beschränken; soweit angemessen, ist er insbesondere 
ermächtigt, die Frage- und/oder Redezeit einzelner oder aller Aktionäre zu einzel-
nen oder allen Gegenständen der Hauptversammlung zu Beginn oder während 
des Verlaufs der Hauptversammlung zu beschränken und, sofern dies im Hinblick 



 9 

  

  

auf eine ordnungsgemäße Durchführung der Hauptversammlung erforderlich ist, 
den Schluss der Debatte anzuordnen. 

§ 18 
Beschlussfassung 

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende 
Vorschriften des Aktiengesetzes oder diese Satzung etwas Abweichendes be-
stimmen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Soweit das 
Aktiengesetz außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Be-
schlussfassung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, genügt, sofern dies gesetz-
lich zulässig ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Kapitals. 

(2) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, Änderungen der Satzung, die nur die Fas-
sung betreffen, zu beschließen. 

VI. 
Jahresabschluss 

§ 19 
Geschäftsjahr, Rechnungslegung 

(1) Das Geschäftsjahr beginnt am 1. März eines Jahres und endet am letzten 
Tag im Februar des Folgejahres. 

(2) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss 
und den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und unver-
züglich nach der Aufstellung dem Aufsichtsrat und dem vom Aufsichtsrat beauf-
tragten Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat 
den Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des 
Bilanzgewinns machen will. 

(3) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vor-
schlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis 
schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. 

§ 20 
Verwendung des Jahresüberschusses 

(1) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie 
Beträge bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen ein-
stellen. Sie sind darüber hinaus ermächtigt, weitere Beträge bis zu 100 % des Jah-
resüberschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen, solange und soweit die 
anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen und 
auch nach der Einstellung nicht übersteigen würden. 

(2) Bei der Errechnung des gemäß Absatz (1) in andere Gewinnrücklagen ein-
zustellenden Teils des Jahresüberschusses sind vorweg Zuweisungen zur gesetz-
lichen Rücklage und Verlustvorträge abzuziehen. 

§ 21 
Maßstab für die Gewinnbeteiligung der Aktionäre 

(1) Die Gewinnanteile der Aktionäre bestimmen sich nach ihren Anteilen am 
Grundkapital. 
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(2) Bei Ausgabe neuer Aktien kann eine andere Gewinnberechtigung festge-
setzt werden. 

 

VII. 
Schlussbestimmung 

§ 22 
Gründungsaufwand 

Die Kosten der Gründung trägt der Gründer.  

 

 

Fassung 112. Juli 20232 


